
13 Verfassung der DDR

Abschn i t t  I I

Bürger und Gemeinschaften in der sozialistischen Gesellschaft

Kap i t e l  1 

Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

Artikel 19
(1) Die Deutsche Demokratische Republik garantiert allen Bürgern die Ausübung 

ihrer Rechte und ihre Mitwirkung an der Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung. 
Sie gewährleistet die sozialistische Gesetzlichkeit und Rechtssicherheit.

(2) Achtung und Schutz der Würde und Freiheit der Persönlichkeit sind Gebot für alle 
staatlichen Organe, alle gesellschaftlichen Kräfte und jeden einzelnen Bürger.

(3) Frei von Ausbeutung, Unterdrückung und wirtschaftlicher Abhängigkeit hat jeder 
Bürger gleiche Rechte und vielfältige Möglichkeiten, seine Fähigkeiten in vollem Umfange 
zu entwickeln und seine Kräfte aus freiem Entschluß zum Wohle der Gesellschaft und zu 
seinem eigenen Nutzen in der sozialistischen Gemeinschaft ungehindert zu entfalten. So 
verwirklicht er Freiheit und Würde seiner Persönlichkeit. Die Beziehungen der Bürger 
werden durch gegenseitige Achtung und Hilfe, durch die Grundsätze sozialistischer Moral 
geprägt.

(4) Die Bedingungen für den Erwerb und den Verlust der Staatsbürgerschaft der Deut­
schen Demokratischen Republik werden durch Gesetz bestimmt.

Artikel 20
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat unabhängig von seiner 

Nationalität, seiner Rasse, seinem weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnis, seiner 
sozialen Herkunft und Stellung die gleichen Rechte und Pflichten. Gewissens- und Glau­
bensfreiheit sind gewährleistet. Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Mann und Frau sind gleichberechtigt und haben die gleiche Rechtsstellung in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen, staatlichen und persönlichen Lebens. Die Förderung der 
Frau, besonders in der beruflichen Qualifizierung, ist eine gesellschaftliche und staatliche 
Aufgabe.

(3) Die Jugend wird in ihrer gesellschaftlichen und beruflichen Entwicklung besonders 
gefördert. Sie hat alle Möglichkeiten, an der Entwicklung der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung verantwortungsbewußt teilzunehmen.

Artikel 21
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, das politische, 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben der sozialistischen Gemeinschaft und des 
sozialistischen Staates umfassend mitzugestalten. Es gilt der Grundsatz „Arbeite mit, 
plane mit, regiere mit!“

(2) Das Recht auf Mitbestimmung und Mitgestaltung ist dadurch gewährleistet, daß 
die Bürger

alle Machtorgane demokratisch wählen, an ihrer Tätigkeit und an der Planung, 
Leitung und Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens mitwirken;
Rechenschaft von den Volksvertretungen, ihren Abgeordneten, den Leitern staat­
licher und wirtschaftlicher Organe über ihre Tätigkeit fordern können;
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